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Der kurzfristige Auftrag, den Leitarti­
kel für diese Ausgabe der STÜTZE 
schreiben zu dürfen, bietet mir un­
verhofft die Gelegenheit, einige Ge­
danken über unsere weitere Ver­
bandsarbeit zu äußern. Auslöser da­
für sind Artikel und Leserzuschriften 
aus der Nr. 14, der zurückliegende 
Verbandstag von Berlin, und nicht zu­
letzt der Besuch bei einer Freundin 
im Pflegeheim...

Hans-Rainer Bönning, der wieder­
gewählte Vorsitzende des Berliner 
Verbandes, machte im Leitartikel der 
STÜTZE Nr. 14 eindeutig klar, daß wir 
nicht „zurück ins Körbchen huschen" 
und uns von keiner westlichen „Ver­
bandsschlange erwürgen lassen" 
werden. Da kann ich nur beipflich­
tend „BRAVO!" rufen und werde 
trotzdem nachdenklich. Ja, wir ha­
ben mit hohem Einsatz gekämpft 
und sehr vieles erreicht. Doch mir 
persönlich hat der Verbandstag deut­
lich gezeigt, daß die Ideen und guten 
Konzepte, um deren Umsetzung man 
sich allerorts bemüht, unter der har­
ten marktwirtschaftlichen „Regie­
rung des Geldes" noch weit schwie­
riger zu realisieren sein werden. Um 
so mehr sollten wir alle künftig dar­
auf bedacht sein, unsere Arbeit im­
mer wieder kritisch zu prüfen, um 
dann unsere kommenden Aktivitä­
ten noch wirkungsvoller gestalten zu 
können - gerade weil wir oft knapp 
an „Kupferpfennigen", an Zeit und
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auch an Kraft sind - unser basisorien­
tierter Weg aber trotzdem der richti­
gere ist. Dennoch: Die Konkurrenz 
schläft nicht!! Darum sollten wir die 
Chance der Gemeinnützigkeit, die 
wir vor kurzem zuerkannt bekommen 
haben, nutzen, um mit einer neuen 
phantasievollen Strategie der Spen­
denwerbung möglichst viele kapital­
kräftige unvoreingekommene Spon­
soren zu finden. Dazu gehört meiner 
Meinung nach auch, daß die Arbeit 
und die Ziele der verschiedenen Pro­
jektgruppen nach außen hin besser 
als bisher erkennbar werden. So läßt 
sich vielleicht mancher Betroffene, 
der bis jetzt nur zu den „stillen" Mit­
gliedern oder Sympathisanten 
zählte, für eine Mitarbeit gewinnen. 
Noch all zu oft ruht die Last der zu be­
wältigenden Aufgaben auf zu weni­
gen Schultern, deshalb sollten wir 
unsern Informationsfluß vervollkom­
mnen und die besonderen Fähigkeiten 
Einzelner für die aufwendige Detail­
arbeit stärker nutzen. Bei dem sehr 
kurzen Bericht des Sprechers der 
AG „Menschenwürdiges Wohnen" 

drängte sich mir am Verbandstag die 
Frage auf, wie wohl all jene Behinder­
ten die Arbeit des BBV und von ABiD 
bewerten mögen, die gezwungen 
sind, in Pflegeheimen und ähnlichen 
Einrichtungen zu leben. Sie führen 
noch immer langwierige und zer­
mürbende Kämpfe um Verbesserun­
gen, die für die meisten von uns 
längst Alltagsrealität sind. Sind wir 
ihnen wirklich eine Hilfe, oder wur­
den sie von uns in letzter Zeit nicht et­
was vergessen? Schließlich wollten 
wir gerade die Schwächsten unter 
uns als Verband besonders unter­
stützen. Für die, die Bewohner eines 
Pflegeheimes sind, muß der Artikel, 
in dem Claudio Pisani über seine 
Wohngemeinschaft in Südtirol be­
richtet, wie ein Märchen klingen...

Es liegt mir fern, einfach nur so 
rumzunörgeln und die bisher gelei­
stete Arbeit abzuwerten. Aber es gibt 
noch viel zu tun. Packen wir es an! Da­
für wünsche ich uns allen viel Kraft.
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Dr. Ilja Seifert

Es spricht sich herum...
Allmählich spricht es sich herum: 
ABiD steht dafür, sozialpolitische In­
teressen von Menschen mit jeglicher 
Behinderung wirkungsvoll zu vertre­
ten. Sei es in der Kommune (im Dorf), 
im Land oder auch im Bundestag. Er­
hobenen Hauptes streiten ABiD-Mit- 
glieder in Fraktionen, Ausschüssen 
und Plenartagungen um beitragsun­
abhängige Mindest-Invalidenrente, 
um verbindliche Vorgaben zur Besei­
tigung baulicher Barrieren, um Pfle­
gegelder, die ihrem Namen gerecht 
werden, um staatliche Mietzu­
schüsse, die uns ohne entmündi­
gende Sozialhilfe-Offenbarung das 
Wohnen dort ermöglichen, wo wir le­
ben möchten (also auch in teuren 
City-Bereichen). Wir ringen um sinn­
volle Arbeit für Menschen mit Behin­
derungen und deren Angehörige, 
um technische Hilfsmittel auf höch­
stem Niveau, um Urlaubsplätze und 
um für jeden nutzbare öffentliche 
Verkehrsmittel, um Beratungs- und 
Informationszentren unseres selbst­
geschaffenen Verbandes und um Un­
terstützung für ihn. Wir befassen uns 
mit Rechtsfragen und verbessern die 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
mit. Unsere Abgeordneten arbeiten 
hart, selbstbewußt und mutig an ih­
rer eigenen Zukunft, an unser aller 
Zukunft; einer Zukunft ohne Diskri­
minierung, einer menschengerech­
ten Zukunft.

Es hat sich herumgesprochen, daß 
intensive, dezentrale Basisarbeit die 

Grundlage dafür schafft, daß ABiD 
nach außen wirken kann. Da wird 
nicht auf Anweisung, Richtlinie oder 
Vorschlag „von oben" gewartet. Da 
wird frisch angepackt, wo es nottut. 
In Graal Müritz kämpfen Heimbe­
wohner genau wie in Berlin-Köpe­
nick um den Erhalt ihrer Wohnstätten 
und gleichzeitig darum, den eigenen 
Anteil an der Gestaltung des Lebens 
innerhalb der Einrichtung durch ei­
gene Aktivitäten zu erhöhen. In 
Frankfurt/Oder quängeln Jugendli­
che eines Wohngebietes in der Nähe 
des Theaters, daß sie einen Klub 
brauchen. Sonst nichts, sie sind ja 
nicht behindert. Aber auch ihnen 
wird durch unser öffentliches Wirken 
klar, daß sie die Räumlichkeiten 
selbstverständlich auch für Jugendli­
che mit (körperlichen, geistigen oder 
mehrfachen) Behinderungen zugän­
gig gestalten werden. In Berlin 
schließen sich Elternkreise zusam­
men, um moderne, integrative Bil­
dungskonzeptionen auf die prakti­
schen Verhältnisse anzuwenden. An­
dere bauen eigene ambulante so­
ziale Dienste auf, vom Baby-Sitting 
bis zur persönlichen Assistenz.

Es spricht sich herum, daß ABiD 
mit jedem und jeder Organisation zu­
sammenarbeitet, der/die-und sei es 
nur in einem einzigen Punkte - ähnli­
che Ziele verfolgt. Da werden in kirch­
lichen Einrichtungen Rehabilita­
tionsmöglichkeiten erweitert. Da 
wird mit der Gesellschaft für Rehabi-
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litation verhandelt, ob sie nicht in ge­
wandelter Form zu einer wissen­
schaftlichen Institution des Verban­
deswerden könnte, die unsere Arbeit 
theoretisch vorbereiten und analy­
tisch beobachten helfen kann. Da 
bahnen sich mit dem Saarbrücker 
ISO-lnstitut und mit der ehemaligen 
Gewerkschaftshochschule in Bernau 
Kooperationsprojekte an. Da finden 
wir Wege, Basisgruppen finanzielle 
Unterstützung zukommen zu lassen. 
Da richten wir ein internationales 
Hearing mit Spitzenpolitikern vieler 
Parteien aus...

Es spricht sich nämlich auch 
herum, daß ABiD so viele enga­
gierte, dynamische, motivierte Mit­
glieder hat, daß unsere Aktivitäten 
durchaus nicht wirkungslos bleiben. 
Freunde aus Köln und Bremen, aus 
München oder aus Kreuzberg inter­
essieren sich für unsere Arbeits­
weise.

Da wird sehr skeptisch gefragt, 
weil ihnen Verbände im allgemeinen 
recht anrüchig sind. Da sollen jahr­
zehntelange theoretische Debatten 
manchmal innerhalb weniger Stun­
den nachvollzogen werden. Da sprin­
gen heftige Worte über den Tisch. 
Unterschiedliche Erfahrungen, Prä­
missen und auch Umgangsformen 
prallen unvermittelt aufeinander. 
Aber da wird auch gelernt, einander 
ernstzunehmen. Die dezentrale Ba­
sisarbeit ermöglicht es jedem, seine 
gegenwärtig als am wichtigsten er­
kannten Ziele direkt zu verfolgen. Die 
Kraft des gesamten ABiD - oder bei­
spielsweise eines seiner Landesver­
bände - schafft aber günstigere Rah­
menbedingungen. Und sei es durch 

Erfahrungsvermittlung. Jeder noch 
so unscheinbare Sieg an irgendei­
nem Ort ist ein Gewinn für uns alle - 
und sei es als Beispiel, als Präzedenz­
fall. Häufig wird DIE STÜTZE zum Po­
dium des praktischen Erfahrungs­
austausches: sei es über die Leser­
briefseiten, sei es über Infos, sei es 
auch über große Artikel. Hier kann 
sich jeder einbringen, hier soll sich 
jeder wiederfinden ...

Und inzwischen hat sich auch her­
umgesprochen, daß wir anderen (so­
genannten „etablierten") Verbänden 
- gelinde gesagt - leider ein Dorn im 
Auge sind.

Da werden diffamierende Briefe in 
die Welt gesetzt. Da werden unsere 
Mitglieder abgeworben. Da werde 
ich persönlich angegriffen. Alswären 
die Vorsitzenden anderer Verbände 
nicht in Parteien, wird mir Parteipoli­
tik vorgeworfen. Ist es denn verwerf­
lich, daß ich ABiD-Interessen im Bun­
destag vertrete? Soll ich meine Par­
tei, die PDS, dafür schelten, daß sie 
mir die Möglichkeit bietet, die inner­
halb unseres Verbandes als erforder­
lich erkannten Schritte in politische 
Forderungen umzumünzen? Behin­
derung kennt weder Parteien noch 
Religionen. Zum Ausgleich der 
Handicaps ist die gesamte Gesell­
schaft gefordert. Es wäre gut, wenn 
auch andere politische Gruppierun­
gen Menschen mit Behinderungen 
wieder vordere Listenplätze zur Ver­
fügung stellten. Bei den Kommunal­
wahlen am 6. Mai 1990 in der DDR 
war das landauf-landab der Fall.
Da wird ABiD „Seifert-Verband" ge­
nannt, als wüßte man nicht, daß al­
lerorten selbstbewußte Bürger ar-
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beiten, daß der Verband eine breite 
Basis hat und daß ich in einer gehei­
men Wahl unter mehreren Kandida­
ten mit überzeugender Mehrheit de­
mokratisch beauftragt wurde, den 
Verband vorläufig zu leiten. Ich finde, 
daß derartige Unterstellungen eine 
Beleidigung für die vielen ist, aus de­
nen ABiD besteht und die sich in ihm 
für die Behindertenbewegung enga­
gieren.

Da wird ABiD Alleinvertretungsan­
spruch vorgeworfen, weil wir uns 
nicht von einer der seit Jahrzehnten 
bestehenden großen Organisatio­
nen bevormundend einverleiben las­
sen. Weil wir in Würde selbst bestim­
men wollen, was und wie wir es tun. 
Fürchten diese erfahrenen, ach so 
uneigennützigen Verbände etwa die 
Konkurrenz? Vielleicht, weil wir - mit 
dem Schwung des Herbstes 1989 - 
eine größere Dynamik haben? Weil 
bei uns die Menschen mit Behinde­
rungen und ihre Angehörigen selbst 
das Sagen haben?

Da wird versucht, ABiD auf ein un­
bedeutendes Körperbehindertenver- 
bändchen hinabzudrücken, obwohl 
jeder weiß, daß chronisch oder see­
lisch Kranke ebenso zu unseren Mit­
gliedern zählen wie Menschen mit 
geistiger Behinderung oder einer 
Sinnesbeeinträchtigung. Da werden 

Schädigungsspezifika zu quasi un­
überbrückbaren Hemmnissen auf­
gebauscht, als ob unsere Stärke nicht 
gerade darin bestünde, daß wir mit­
einander solidarisch gemeinsame 
(sozialpolitische) Interessen gegen 
die Mächtigen durchsetzen! In Tole­
ranz und Achtung untereinander.

Es spricht sich auch herum, daß 
wir ständig daran arbeiten, unsere 
vorläufige Satzung, die Finanz- und 
Beitragsordnung in zahlreichen De­
batten auf einen solchen Stand zu 
bringen, daß den Delegierten des 
Verbandstages, die im Mai 1991 aus 
allen Teilen Deutschlands zur Bera­
tung und Beschlußfassung zusam­
menkommen werden, rechtsstaat­
lich fundierte, basisdemokratische 
Vorschläge unterbreitet werden kön­
nen, die dezentrales Arbeiten vor Ort, 
thematisch-konzeptionelles Vorden­
ken und wirksame (parlamentari­
sche) Interessenvertretung in Rich­
tung Legislative und Exekutive auf al­
len Ebenen verbinden.

Es hat sich herumgesprochen, daß 
Selbstbestimmung und Würde nicht 
bloße Floskeln, nicht nur Attribut un­
seres Namens, nicht einfach schmük- 
kendes Beiwerk, sondern Grundprin­
zipien unserer Arbeit sind, Voraus­
setzung und Ziel unseres Wirksam- 
Werdens und Wirksam-Seins.

DER FRIEDE ist der Abbau der Angst. Gesicherter Friede von San 
Francisco bis Wladiwostok ist das Ziel der Wiedervereinigung Eu­
ropas. Das ist keine Lösung des Südproblems, aber es wäre eine 
gute Lösung der Nordprobleme.

(CARL FRIEDRICH VON WEIZSÄCKER, 
Nachdenken über Deutschland Bd. 1)
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Langfristige Interessenvertretung
Wie bereits in der vorherigen STÜTZE angekündigt, veröffentlichen wir nach­
folgend die gekürzte Fassung einer Mitteilung des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg an die Bürgerschaft über den Tätigkeitsbereich eines 
zukünftigen Beauftragten für Behindertenfragen.

Seit 1989 besteht in Schleswig- 
Holstein das Amt eines „Bürgerbe­
auftragten für Soziale Angelegenhei­
ten und Landesbeauftragten für Be­
hinderte". Diese Einrichtung ist eine 
Oberste Landesbehörde, deren Lei­
tung den Rang eines Staatssekretärs 
innehat und dem Ministerpräsiden­
ten direkt untersteht, jedoch nicht 
dem Kabinett angehört.

Die Einrichtung ist in fünf Sachge­
biete geteilt - Arbeitsförderungsge­
setz (AFG), Schwerbehindertenge­
setz etc., Bauen und Wohnen ein­
schließlich Wohngeldgesetz, Bun­
dessozialhilfegesetz (BSHG) und Ne­
bengesetze, gesetzliche Kranken- 
und Rentenversicherung. Die Arbeit 
für Behinderte umfaßt Einzelfallbear­
beitungen, Verbandtätigkeit, Zusam­
menarbeit mit Behörden etc., Ein­
flußnahme auf die Bundes- und Lan­
despolitik sowie Öffentlichkeitsar­
beit.

Dem Landesbeauftragten stehen 9 
Mitarbeiter zur Seite, die sich die ge­
nannten Sachgebiete aufteilen. Die 
Kosten für Projekt- oder institutio­
nelle Förderung bzw. Öffentlichkeits­
arbeit des Landesbeauftragten wer­
den von anderen Ressorts übernom­
men. Obwohl die Integration Behin­
derter in Hamburg Fortschritte ge­
macht hat, bestehen noch erhebliche 
Hemmnisse, die einer Normalisie­

rung der Lebensverhältnisse Behin­
derter entgegenstehen. Die Gruppe 
der Behinderten verfügt zwar bereits 
jetzt in hohem Grade über Interes­
senvertretungen. Um jedoch die un­
terschiedlichen Interessen der hete­
rogen zusammengesetzten Gruppe 
der Behinderten zu bündeln und wir­
kungsvoller als bisher vertreten zu 
können, hält der Senat es für erfor­
derlich, einen Beauftragten für Be­
hindertenfragen zu berufen, der fol­
gende Aufgabenbereiche wahr­
nimmt:

1. Die Vermittlung und 
I nteressen vertretu n g

Der Beauftragte soll als Mittler zwi­
schen Bürgerinnen und Verwaltung 
Ansprechpartner für die behinderten 
Mitbürgerinnen und deren Verbände 
sein und als unabhängige Stelle de­
ren Anfragen, Beschwerden u. a. 
nachgehen. Er wird das Recht haben, 
sich in die Beratung von Einzelfällen 
von grundsätzlicher Bedeutung und 
großer Dringlichkeit einzuschalten. 
Er soll dort, wo in der Praxis Integra­
tionsbarrieren auftreten, auf Mög­
lichkeiten der Abhilfe drängen, Re­
cherchen durchführen, Anregungen 
geben und notwendige Koordinie­
rungen einleiten. Er wird an der Lan­
desarbeitsgemeinschaft für Rehabili­
tation teilnehmen.
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2. Beratung und Berichterstattung
Der Beauftragte für Behinderten­

fragen erstattet dem Senat über 
seineTätigkeit alle zwei Jahre Bericht 
und trägt Anträge und Vorschläge zur 
weiteren Verbesserung der Integra­
tion Behinderter an Senat und Bür­
gerschaft heran. Außerdem können 
nach Bedarf und in grundsätzlichen 
oder dringenden Fragen Berichte zu 
Einzelfragen gefertigt und dem Se­
nat zugleitet werden. Der Senat ist 
seinerseits verpflichtet, zu den Be­
richten innerhalb angemessener 
Frist Stellung zu nehmen.

3. Öffentlichkeitsarbeit
Er soll durch Herausgabe von In­

formationsmaterial dazu beitragen, 
bestehende Vorurteile gegenüber 
Behinderten weiter abzubauen und 
deren Integration voranzutreiben. 
Hierzu wird er Aufklärungsmaterial 
veröffentlichen, gemeinsame Veran­
staltungen von Behinderten und 
Nichtbehinderten initiieren und an 
Veranstaltungen zu einschlägigen 
Themen teilnehmen.

4. Förderung der Beschäftigung 
Behinderter

Ein wesentlicher Arbeitsschwer­
punkt wird darin liegen, durch Kon­
takte mit Arbeitgeberinnen, Be­
triebsrätinnen, Kammern, Innungen 
und Gewerkschaften für die Beschäf­
tigung Behinderter einzutreten und 
die Bereitschaft zu erhöhen, alterna­
tive Arbeitsplätze außerhalb der 
Werkstätten für Behinderte zur Verfü­
gung zu stellen und Ausbildungsbar­
rieren für behinderte Jugendliche 
abzubauen. Dem Anliegen von 

Frauen wird dabei besonders Rech­
nung getragen.

5. Koordination von 
Baumaßnahmen

Schließlich wird es Aufgabe des 
Beauftragten für Behindertenfragen 
sein, in enger Zusammenarbeit mit 
den einzelnen Ämtern der Baube­
hörde und den Bauämtern der Be­
zirke sowie der Umweltbehörde dazu 
beizutragen, daß die Belange Behin­
derter bei größeren Bauobjekten -so 
z. B. der Schaffung behindertenge­
rechter Wohnungen und bei der Aus­
gestaltung des öffentlichen Perso­
nennahverkehrs - in Zukunft optimal 
berücksichtigt werden.
Der Beauftragte für Behindertenfra­
gen wird für eine Amtszeit von vier 
Jahren bestellt. Er untersteht der 
Rechts- und Dienstaufsicht des Er­
sten Bürgermeisters und ist als Se­
natsbeauftragter weisungsunabhän­
gig. Der Beauftragte kann somit die 
benötigte Unabhängigkeit von den 
für Behindertenfragen vorrangig zu­
ständigen Fachbehörden wahren. 
Zur Unterstützung des Behinderten­
beauftragten werden 2 Stellen benö­
tigt. Es wird angestrebt, diese Stellen 
vorrangig mit Schwerbehinderten zu 
besetzen.
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Guntram Hoffmann

Partnerschaft - keine Vereinnahmung
Der Gründung unseres Behinderten­
kreisverbandes Weißenfels (BVW) 
am 22. März 1990 ging eine umfang­
reiche Arbeit der Initiativgruppe, die 
sich aus der kirchlichen Körperbehin­
dertengruppe heraus bildete, voraus.

Der Verbandsgründung wurde ein 
Statutenentwurf vorgelegt, der mit 
kleinen Veränderungen angenom­
men wurde. Danach sahen wir uns 
als Interessenvertreter aller Behin­
derten, ihrer Angehörigen und 
Freunde, die sich von uns vertreten 
lassen wollen. Es geht um die Durch­
setzung solcher Maßnahmen, die 
eine möglichst hohe selbstständige 
Lebensführung der Behinderten in 
einer integralen Gesellschaft ge­
währleisten. Dazu gliedert sich unser 
Verband in Ortsgruppen und thema­
tische Arbeitsgruppen, welche Priori­
tät haben und deren Leiter vorwie­
gend den ehrenamtlichen Vorstand 
bilden. Zeichen der weitgehenden 
Unmündigkeit nach 40 Jahren DDR 
war, daß sich nur einer zur Kandida­
tur für den Kreistag bereit erklärte. Er 
war erfolgreich. Dieser Abgeordnete 
beginnt demnächst seine Tätigkeit 
als Behindertenbeauftragter im ent­
sprechenden Dezernat des Landrats­
amtes.

Hauptproblem bei Anlaufen der 
Verbandstätigkeit waren fehlende 
Räume, denn nicht für alles sind 
Wohnungen geeignet. So wurden 
die Eckpunkte der thematischen Ar­
beit zumeist in Einzelaktionen erstellt 

und vom Vorstand als vorläufiges 
Programm angenommen. Einiges 
sei genannt: Bau von Behinderten­
wohnungen einschließlich befür- 
sorgtes Wohnen nicht gerade am 
Stadtrand; Abbau baulicher Barrie­
ren; Verminderung der Schadstoffe 
im Straßenverkehr; Rechtsbeistand 
durch Beratung; informierende und 
aufklärende Pressearbeit; Kontakt zu 
Parteien und Bürgerbewegungen; 
Forderung nach Funk- und Fernseh­
sendungen über und mit Behinder­
ten. An dieser Stelle wird die Unter­
stützung seitens des ABiD nötig. 
Gleiches gilt für die Erwartung nach 
besserem Angebot an unterhalten­
der und aufklärender Literatur über 
Behinderte. Hier bitten wir ebenfalls 
den Dachverband um seinen Einsatz.

Eine wesentliche Aufgabe ist auch 
die aufmerksame Begleitung der 
Kommunalpolitik. Wachsamkeit er­
möglicht schnelles Eingreifen, wenn 
es um unsere Belange geht. Deshalb 
sehen wir die Mitarbeit als berufene 
Bürger in den Sozialausschüssen als 
wesentlich an.

Gegenwärtig eröffnen wir unsere 
(wenn auch nur vorläufige) Ge­
schäftsstelle und ermöglichen damit 
eine solide Verbandsarbeit, zu der 
auch Sprechzeiten zählen. Hinsicht­
lich der Gestaltung der Beziehungen 
zwischen dem Kreisverband und 
dem Dachverband und seinem Vor­
stand sehe ich in dem Aufsatz von Dr. 
Ilja Seifert in „STÜTZE" 10/90 gute
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Möglichkeiten. Bisher haben wir 
vom ABiD nur in Form der Zeitschrift 
erfahren. Spätestens mit Bildung 
der Landesverbände müßte eine 
stärker koordinierte globale Arbeit 
möglich sein. Natürlich stellt sich 
heute auch die Frage: Wie geht es 
mit uns nach der deutschen Einheit 
weiter? Westliche Verbände klopfen 
an dieTür, und wir öffnen in der Hoff­
nung einer beginnenden Zusam­
menarbeit zwischen gleichberech­
tigten Partnern. Ich meine Partner­
schaft und keine Vereinnahmung. 
Ich denke, wir sind es uns schuldig, 

unsere begonnene Mündigkeit und 
Eigenständigkeit im Einheitsgetau- 
mel zu bewahren. Als einheitliche 
Kreis- und Landesverbände werden 
wir hörbarer sein als in Miniver- 
bändchen. In diesem Zusammen­
hang ist die Unterstützung der sich 
bildenden Landesgeschäftsstellen 
zu begrüßen.

Abschließend darf ich allen dan­
ken, die am Funktionieren des Ver­
bandes, ganz gleich wo und auf wel­
cher Ebene, beteiligt sind und weiter­
hin erhobene Häupter wünschen. 
UnserVerband braucht sie!

Gemeinnützigkeit für ABiD 
endlich anerkannt

Seit unserem Gründungskongreß stand der Antrag unseres Verban­
des auf Gemeinnützigkeit. Nach einer längeren Odyssee und zusätzli­
chen Erschwernissen, die im Grunde die Kompetenzen der Amtsstu­
ben in Frage stellen, erfolgte nun endlich per 25. September 1990 die 
Anerkennung der Gemeinnützigkeit.

Damit ist die Wirksamkeit unserer Tätigkeit im wesentlichen erleich­
tert und wird durch verschiedene Vergünstigungen unterstützt. So 
sind die Steuervergünstigungen, die Anerkennung durch das Finanz­
amt, die Entgegennahme von Spenden, die Weitergabe von Mitteln 
zur Förderung und zum Aufbau verbandsspezifischer Projekte wich­
tige Grundvoraussetzungen, um die Ziele unseres Verbandes kontinu­
ierlich zu verwirklichen.

Gemeinnützigkeit besagt, daß alle Aktivitäten zugunsten der Men­
schen mit Behinderungen Unterstützung von Partnern finden, die be­
reit sind, einen Beitrag für die angestrebten Lösungen im Sinne der 
Selbstbestimmung und Würde zu leisten.
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Leser fragen - Dr. Demloff antwortet
-r

Welche rechtlichen Veränderungen ergeben sich ab 3. Oktober 1990 für Men­
schen mit Behinderung aus dem Beitritt der DDR zur BRD? So lauten, auf ei­
nen Nenner gebracht, unzählige Fragen, die unsere Redaktion erreichen. Um 
so viel wie möglich Antworten von Dr. Jürgen Demloff veröffentlichen zu 
können, haben wir die Fragen, die von mehreren Lesern so oder ähnlich ge­
stellt wurden, zusammengefaßt:

Schwerbehindertenrecht
Ab 3. Oktober 1990 findet das Gesetz 
zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft (Schwerbehinder­
tengesetz) der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Die nach 
dem Schwerbehindertengesetz von 
Arbeitgebern zu entrichtende Aus­
gleichsabgabe für jeden nicht besetz­
ten Pflichtplatz für Schwerbehinderte 
wird ab Oktober dieses Jahres in 
ganz Deutschland 200 DM betragen 
(bisher DDR 250 DM, Bundesrepu­
blik 150 DM).

Unentgeltliche Beförderung
Für das Gebiet der ehemaligen DDR 
sind neu die Bestimmungen zur un­
entgeltlichen Beförderung Schwer­
behinderter im öffentlichen Perso­
nenverkehr. Danach sind Schwerbe­
hinderte, die infolge ihrer Behinde­
rung in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beein­
trächtigt oder hilflos oder gehörlos 
sind, gegen Vorzeigen eines entspre­
chend gekennzeichneten Ausweises 
unentgeltlich zu befördern (Straßen­
bahn, Obusse, S-Bahn; ab 1. Juli 1991 
Deutsche Reichsbahn (2. Wagen­
klasse) im Umkreis von 50 km um 

den Wohnsitz). Voraussetzung ist, 
daß der Ausweis mit einer Wert­
marke versehen ist. Sie wird bis zum 
31. März 1991 gegen Entrichtung von 
30 DMfürein Jahrund von 15 DM für 
ein halbes Jahr; danach bis zum 31. 
12. 1992 gegen Entrichtung von 
60 DM bzw. 30 DM ausgegeben. 
Blinde, Hilflose und bestimmte 
Gruppen Einkommensschwacher er­
halten auf Antrag eine für ein Jahr 
gültige Wertmarke, ohne daß der ge­
nannte Betrag zu entrichten ist.

Kfz-Zuschuß
Neu ist auch, daß Hilfe zur Beschaf­
fung eines Kraftfahrzeuges für 
Schwerbehinderte bis zu einem Be­
trag in Höhe des Kaufpreises, höch­
stens jedoch bis zu einem Betrag von 
16 000 DM gewährt werden kann. 
Zur Erlangung einer Fahrerlaubnis 
sowie zu den Kosten für behinde­
rungsbedingte Untersuchungen 
kann ein Zuschuß gezahlt werden.

Ausweise/Einstufung/ 
Umtausch
Im Einigungsvertrag ist vorgesehen, 
daß die ausgegebenen Schwer- und 
Schwerstbehindertenausweise der 
Stufen I bis IV der DDR weiterhin gel-
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ten bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit, 
längstens bis zum 31. Dezember 
1993. In diesem Zeitraum erfolgt ein 
Umtausch der Ausweise mit Feststel­
lung des Grades der Behinderung. 
Fürden Grad der Behinderung giltfür 
die ausgegebenen Ausweise folgen­
des:

50 bei Ausweisstufe II
80 bei Ausweisstufe III und

100 bei Ausweisstufe IV.

Da nach dem Schwerbehinderten­
gesetz der Bundesrepublik der Grad 
der Behinderung und die Feststel­
lung weiterer gesundheitlicher Merk­
male die Grundlage für die Anerken­
nung als Schwerbehinderte bilden, 
kann nicht einfach ein Umtausch der 
bisher gültigen Beschädigtenaus­
weise in Form eines Verwaltungsak­
tes erfolgen. Vielmehr ist erforder­
lich, für die zirka 1,5 Millionen Aus­
weisinhaber im Gebiet der DDR den 
Grad der Behinderung neu zu ermit­
teln. Diese Maßnahme wird in der 
Verantwortung der territorialen Ver­
waltungsorgane durchgeführt. Dafür 
gilt es, in den künftigen Ländern Ver­
sorgungsämter unter Nutzung des 
ärztlichen Begutachtungswesens 
und der Rehabilitationszentren auf­
zubauen. Die Inhaber eines Beschä­
digtenausweises werden in den 
nächsten Wochen von den zuständi­
gen Behörden über weitere Schritte 
zum Umtausch der Ausweise infor­
miert.

Hauptfürsorgestellen
Zur Erfüllung der Aufgaben nach 
dem Schwerbehindertengesetz be­

stehen ab 1. Oktober 1990 in Chem­
nitz, Cottbus, Erfurt und Magdeburg 
Hauptfürsorgestellen. Für Ostberlin 
werden die Aufgaben von der West­
berliner Hauptfürsorgestelle wahr­
genommen. In Dresden, Frankfurt/ 
O., Halle, Rostock, Neubrandenburg, 
Leipzig, Schwerin, Suhl und Gera 
werden Fürsorgestellen eingerichtet.

Berufsförderungswerke
Weiterhin werden fünf Berufsförde­
rungswerke aufgebaut, die ab Okto­
ber tätig werden. Sie ermöglichen 
Umschulungen in einen neuen Be­
ruf.

Kündigungsschutz
Der besondere Kündigungsschutz 
für Schwerbehinderte (gemäß 
Schwerbehindertengesetz) und für 
Mitglieder der Arbeitnehmervertre­
tungen gilt unverändert weiter.

Hausarbeitstag
Die Bestimmungen über den Haus­
arbeitstag (§ 185 AGB sowie die ent­
sprechenden Regelungen für teilzeit­
beschäftigte Mütter mit schwerstge­
schädigten Kindern) finden bis Ende 
1991 weiter Anwendung.

Freistellung zur Pflege 
erkrankter Kinder
Die Regelung des § 186 AGB und die 
Bestimmungen zur Pflege schwerst­
geschädigter Kinder einschließlich 
der entsprechenden Bestimmungen
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zur Gewährung der Sozialversiche­
rungsleistungen bleiben bis zum 30. 
Juni 1991 in Kraft. Nach diesem Zeit­
punkt besteht Anspruch auf bezahlte 
Freistellung von der Arbeit bis zur 
Dauer von 5 Arbeitstagen im Kalen­
derjahr für jedes erkrankte Kind bis 
zur Vollendung des 8. Lebensjahres. 
Sind beide Elternteile im Arbeitsver­
hältnis beschäftigt, steht dieser An­
spruch der Mutter und dem Vater zu.

Nachtarbeit
Bis zum 31. Dezember 1992 gilt die 
bisherige Regelung weiter, daß 
Schwerbehinderte nur unter Berück­
sichtigung von Art und Schwere ihrer 
Behinderung zur Nachtarbeit heran­
gezogen werden dürfen und Nacht­
arbeit für Schwerbehinderte nicht zu­
lässig ist, wenn ärztlich festgestellt 
wird, daß sie diese auf Grund ihrer 
Behinderung nicht leisten können.

Soziales Entschädigungsrecht
Mitwirkung vom 1. Januar 1991 fin­
det auch das soziale Entschädi­
gungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Kernstück 
der sozialen Entschädigung ist die 
Kriegsopferentschädigung. Dazu ge­
hören alle staatlichen Leistungen, 
wie sie nach dem Gesetz über die 
Versorgung der Opfer des Krieges 
(Bundesversorgungsgesetz) den Per­
sonen, die durch Krieg, militärischen 
und militärähnlichen Dienst gesund­
heitlich geschädigt worden sind, und 
den Hinterbliebenen der infolge ei­
ner solchen Schädigung verstorbe­
nen Personen gewährt werden.

Die Versorgung nach dem Bundes­
versorgungsgesetz umfaßt Heilbe­
handlung, Versehrtenleibesübun­
gen, Krankenbehandlung, Leistun­
gen der Kriegsopferfürsorge, Be­
schädigtenrenten, Pflegezulage, Be­
stattungsgeld, Sterbegeld, Hinter­
bliebenenrente und Bestattungsgeld 
beim Tode von Hinterbliebenen. An­
spruch auf Versorgung besteht ab ei­
nem Körperschaden von 30 Prozent. 
Versorgungen sind beim Versor­
gungsamt zu beantragen.

Die Höhe der Versorgungsleistun­
gen orientiert sich an der jeweiligen 
verfügbaren Standardrente der Ren­
tenversicherung im Gebiet der ehe­
maligen DDR im Verhältnis zu der 
verfügbaren Standardrente in dem 
Gebiet, in dem das Bundesversor­
gungsgesetz schon vor dem Beitritt 
gegolten hat. Die bisherige Kriegsbe­
schädigtenrente nach dem Renten­
angleichungsgesetz der DDR bleibt 
zunächst erhalten, wird jedoch auf 
Versorgungsleistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz ange­
rechnet.

Kriegsbeschädigtenrenten
Kriegsbeschädigtenrenten werden 
gegenwärtig bis 31. 12. 90 in Höhe 
von 70 Prozent des durchschnittli­
chen monatlichen Nettoarbeitsver­
dienstes der DDR von 960 DM ge­
zahlt. Sie erhöhen sich von bisher 
470 M auf 672 DM. Als Mindestbe­
trag wird neben anzurechnendem 
Einkommen ein Betrag von 150 DM 
gezahlt. Dieser Mindestbetrag wird 
auch neben einer Alters- oder Invali­
denrente gezahlt.
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Nur vergessen?

4

•»

Was haben wir nicht gefeiert, an je­
nem 2. und 3. Oktober, haben uns die 
Hymne immer wieder vorsingen las­
sen, von jener Einigkeit und dem 
Recht und der Freiheit, immer wieder 
- wohl ein wenig zweifelnd - die Ge­
meinsamkeit beschworen, uns dann 
sagen lassen, daß sich mit teilen die 
Probleme schon lösen würden und 
überhaupt, daß es auf die Solidarität 
ankäme. Fast hätte ich sogar an jenem 
Mittwoch dran glauben mögen, weil 
die Herren in ihren Anzügen so seriös 
wirkten und so gesetzt sprachen.

Aber dann diese Enttäuschung, 
ganz nach dem Motto, je rauschen­
der die Feste, desto größer der Kater. 
Ich war also rüber gefahren - darf 
man so eigentlich noch sagen, aber 
wie dann -, jedenfalls nach Bayern, 
wollte sehen, wie da so die Stim­
mung ist, und was passiert? Meine 
Prothese, ausgerechnet die, von der 
ich dachte, sie wenigstens würde ju­
bilieren, wegen der tollen Materia­
lien und Techniken, von denen die 
Fama immer aus dem Goldenen We­
sten zu berichten wußte, also meine 
Prothese machte kurz „knack": ange­
brochen! Kein Problem, dachte ich, 
hier, im Schlaraffenland der Orthopä­
die-Technik, da wird dir gleich gehol­
fen werden, schließlich zahle ich ja 
auch seit Juli Krankenversicherung, 
und wir sind ja nun ein Land.

Doch statt dessen wurde das Ge­
sicht des Meisters in der ortsansässi­
gen Firma immer länger: Schöne, lu­
krative Sache, dachte er wohl, wenn 

es doch bloß kein Ossi-Bein wäre. 
Schließlich stieß er hervor: „Wer be­
zahlt mirdenn das?" Und ich: „Na die 
Krankenkasse bei mir zu Hause, wo 
ich versichert bin." „Die zahlt doch 
nur 40 Prozent meiner Kosten." Lan­
ger Rede, kurzer Sinn: Er hat schließ­
lich notdürftig geflickt, kostenlos, so­
zusagen für's Firmenimage gearbei­
tet, und mich mit der Bemerkung ent­
lassen: „Verantworten kann ich das 
eigentlich nicht, es müßte neu ge­
gossen werden, aber was soll ich 
denn machen ..."

Ich habe mich dann erkundigt: In 
der Tat bewegen wir uns seit dem 3. 
Oktober und noch bis zum 31. Dezem­
ber in der bisherigen Bundesrepublik 
auf einem gefährlichen Terrain. Kein 
Arzt, kein Techniker muß einen ehe­
maligen DDR-Bürger berhandeln 
bzw. ihm bei Pannen an der Reha- 
Technik helfen. Zur Notversorgung 
verpflichtet sie das ärztliche Ethos. Of­
fenbar waren die Väter des Einigungs­
vertrages der Meinung, daß Ossis 
nach der Einigung im Wessi-Land be­
stimmt nicht mehr krank werden oder 
der Hilfe bedürfen.

Das ist ein Skandal, gerade für uns, 
die wir nicht einfach davon ausgehen 
können, daß schon nichts passieren 
werde. Daß dies nicht das letzte Wort 
sein kann, weil auch drei Monate eine 
lange Zeit sind, in der jeder die Ge­
wißheit haben muß, im Ernstfall 
nicht vor der Tür des Behandlungs­
zimmers zu bleiben, meint

Ihr Fritzi-Dixi
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Jens-Uwe May zündete die Flamme

DDr. Olaf 
SPECIAL

Präsident 
in

Als Ehrengäste des 1. Gesamtberli­
ner Sport- und Spielfestes für Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene, das 
am 28. und 29. September 1990 im 
Freizeit- und Erholungszentrum in 
der Berliner Wuhlheide stattfand, 
nahmen führende Vertreter der inter­
nationalen Sportorganisation SPE­
CIAL OLYMPICS INTERNATIONAL 
teil: Will Hoehndorf, Beauftragter von 
Frau Eunice Kennedy Shriver und Di­
rektor für Asien und den pazifischen 
Raum, der Generaldirektor von SPE­
CIAL OLYMPICS EUROPE, Paul An­
derson aus England, und 
Pongratz, Präsident von 
OLYMPICS AUSTRIA.

Mr. Anderson und der 
des Behindertenverbandes 
Deutschland, Dr. Ilja Seifert, sowie 
der Direktor des Rehabilitationszen­
trums Berlin-Lichtenberg, Helmut 
Siebert, begrüßten die mehr als 550 
aktiven Teilnehmer aus Ost- und 
Westberlin, aus der Mark Branden­
burg und aus Hamburg. Dr. Ilja Sei­
fert hatte eine Tagungspause der 
Volkskammer benutzt, um zu dieser 
Gesamtberliner Veranstaltung be­
hinderter Menschen zu kommen, die 
ihm besonders am Herzen lag.

Andere namhafte Vertreter der Öf­
fentlichkeit waren der Vorsitzende 
des Behinderten-Sportverbandes 
von Berlin, Wolfgang Thorbeck, und 
die Vorsitzende des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes von Berlin, Gabriele 
Klühs. Auch die Bundesvereinigung 

„Lebenshilfe" war mit Herrn Thomas 
und Klaus Erforth, Berlin, vertreten.

Die Veranstaltung hatte mit dem 
feierlichen gemeinsamen Entzünden 
des olympischen Feuers durch den 
geistig behinderten Sportler und 
Olympiasieger Jens-Uwe May be­
gonnen. Ein weiterer geistig behin­
derter Athlet sprach das Gelöbnis der

Olympics
f/"|f J\f THE WORLD I

U LzffV OF WINNERS !

Teilnehmer. Das Stabsmusikkorps 
der (noch-)Nationalen Volksarmee, 
letztmalig in den alten Uniformen, 
begleitete die Aktiven, Freunde und 
Helfer an beiden Tagen musikalisch. 
Der Arbeiter-Samariter-Bund, Lan­
desverband Berlin, war mit zahlrei­
chen freiwilligen Helfern für die ge­
sundheitliche Absicherung zustän­
dig. Ein großes „Dankeschön" den 
CB-Funkern vom Verein der „Wikin­
ger", die mit ihren Funkgeräten für
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die rasche Ergebnisübermittlung 
sorgten.

Eine Ausstellung namhafter Fir­
men aus beiden Teilen Deutschlands 
und aus den Niederlanden stellte 
zeitgleich moderne Rehabilitations­
mittel vor.

Nach dem Auftakt durch die Sport­
schau Berlin, bei dem körperbehin­
derte und nichtbehinderte Sportler 
gemeinsam ihr Können zeigten, be­
gannen die Wettkämpfe mit einem 
vielfältigen und differenzierten Pro­
gramm: Schwimmen, Radfahren, 
Tischtennis, Geschicklichkeitswett­
bewerbe, zahlreiche leichtathletische 
Disziplinen und Spielstrecken wur­
den geboten. Es gab beides: echtes 
Wetteifern mit zum Teil beeindruk- 
kenden Leistungen - aber auch ein 
freundlich-freudiges und spieleri­
sches Miteinander, und beide ver­
schmolzen unter der Fahne von SPE­
CIAL OLYMPICS INTERNATIONAL zu 
einem festlichen Höhepunkt, an den 
alle Teilnehmer und Betreuer sicher 
noch lange Zeit denken werden. Die 
Freude in den Augen der Teilnehmer 
war beeindruckend, ebenso ihre un­
mittelbaren Gefühlsäußerungen. 
Zahlreiche kleine Erlebnisse am 
Rande des Geschehens, neue Ein­
drücke, aber die Wettkampfatmo­
sphäre selbst trugen mit dazu bei, 
das Selbstvertrauen der Aktiven und 
ihre Lebensfreude zu stärken. Höhe­
punkte waren die Siegerehrungen, 
jeweils beginnend beim letzten Platz, 
wobei alle Teilnehmer Erinnerungs­
schleifen und Urkunden und die Pla­
zierten auch Gold-, Silber- und Bron­
zemedaillen erhielten, die vorher in 
den geschützten Werkstätten des 

Reha-Zentrums Berlin-Lichtenberg 
für dieses Fest vorbereitet worden 
waren. Der Moderator des Jugend­
fernsehens ELF-99, Ingo Dubinski, 
sorgte als Stadionsprecher für Stim­
mung und gute Laune. Vielen Teil­
nehmern nur vom Bildschirm be­
kannt, war ihr Fernsehliebling plötz­
lich in ihrer Mitte und „zum Anfas­
sen" nahe.

Mit einer zünftigen Disco fanden 
die beiden festlichen Tage ihren Ab­
schluß, an deren Erfolg zahlreiche 
Helfer und Freunde Anteil hatten. Die 
Veranstalter - das kleine Organisa­
tionskomitee bestand aus Mitglie­
dern der neuen Sportgemeinschaft 
REHABILITATION BERLIN-LICHTEN­
BERG e. V. - fühlen sich den Zielen 
und dem Programm von SPECIAL 
OLYMPICS verpflichtet und wollen 
mit dazu beitragen, daß ein SPECIAL 
OLYMPICS GERMANY entsteht. Ver­
bleibt nur, ihnen viel Erfolg auf ihrem 
Weg zu wünschen.

★

Die SPECIAL OLYMPICS WINTER­
SPIELE für 1993 wurden an Öster­
reich vergeben. Sie werden in 
Schladming und in Salzburg ausge­
tragen. Wie der Präsident von SPE­
CIAL OLYMPICS AUSTRIA, DDr. Olaf 
Pongratz, ausführte, werden rund 
2 000 geistig behinderte Sportler aus 
aller Welt zu diesen internationalen 
Winterspielen erwartet. Die beiden 
österreichischen Städte ließen damit 
solche bekannten Sportregionen wie 
Calgary, Oslo und Albertville hinter 
sich.

T. R.
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Dr. Martin Jaedicke

Schneidhilfen für Einhänder
1 
I

Als ich vor einigen Jahren zum Ein­
händer wurde, sah ich mich vergeb­
lich nach Hilfsmitteln um, doch be­
sonders frustrierend war das Fehlen 
eines geeigneten Messers. Endlich 
stieß ich in der Literatur auf das „Nel­
sonmesser", benannt nach dem bri­
tischen Admiral, das ihm ein Schiffs­
schmied angefertigt hatte, als er den 
rechten Arm verloren hatte. Das Be­
sondere besteht darin, daß der vor­
dere Teil der Klinge wie die hochge­
zogene Kufe eines Hörnerschlittens 
aussieht, und sie ist auf der gesam­
ten Rundung geschliffen. Damit kann 
man auch das zäheste Steak durch 
wiegende Bewegungen zerteilen. 
Auf dem vorderen Messerrücken ste­

hen mehrere Zinken, mit denen man 
das Schneidgut aufgabeln kann.

Es gelang mir, einen Betrieb von 
der Notwendigkeit der Produktion zu 
überzeugen, doch nun sollte es mir 
leid tun, wenn er auf der Serie sitzen 
bliebe, schon weil er kaum die Mög­
lichkeit hat, den sehr speziellen Nut­
zerkreis anzusprechen. Man kann die 
praktische Hilfe in den Orthopädie­
geschäften bestellen; denn sie wird 
des geringen Bedarfs wegen nicht 
auf Vorrat gehalten. Der Preis soll 
noch 11,90 DM betragen. Das ähnli­
che Messer bei Thomashilfen kostet 
immerhin 33,82 DM. Die rostfreie 
Klinge wird mit und ohne Wellen­
schliff angeboten. Das aparte Messer

Messergabel oben für Rechtshänder, unten für Linkshänder. Hersteller: Be­
steck- und Silberwerke GmbH Aue 9400. Preis: 2,30 DM
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mit seinerflammenartigen Klinge ist 
natürlich auch für Beidhänder attrak­
tiv, etwa als Partymesser, wenn man 
nämlich noch den Teller halten muß, 
oder zum Käseschneiden.

Schließlich noch ein Tip. Man er­
hält dieses Gabelmesser ganz gewiß 
und schnell zum genannten Preis bei 
der Vertriebsstelle für Blindenhilfs­
mittel, Louis-Braille-Straße 6, Post­
fach 125, Dresden 8060, denn unter 

den Sehgeschädigten gibt es auch ei­
nige mit zusätzlichen Handbehinde­
rungen. Dort kann man auch die form­
schöne Messergabel zum Preis von 
2,30 DM beziehen. Für Linkshänder ist 
die rechte Zinke etwas verbreitert, für 
Rechtshänder die linke. Die Gabel ist 
vorzüglich geeignet, Kartoffel, Ge­
müse und weiches Fleisch zu zertei­
len. Für festeres Schneidgut müssen 
wir das Gabelmesser nehmen.

I
Gabelmesser mit handabgezogener Klinge, unten Wellenschliff. Hersteller: 
Scheren- und Schneiderwaren, Trusetal 6089. Preis: 11,90 DM

DEUTSCHLAND hat ganz Europa in das Verhängnis zweier Kriege 
hineingezogen. Jetzt muß mit Recht von allen Deutschen erwar­
tet werden, daß sie mit allen ihnen zu Gebote stehenden Kräften 
zum Frieden und zur Versöhnung in Europa beitragen.

(GODFRIED FORCK, Nachdenken über Deutschland, Bd. 2)
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Verbandsarbeit als Lebenshilfe
t

Ich bin Mutter einer behinderten 
Tochter. Seit Jahren mache ich mir 
Gedanken, was aus meiner Tochter 
wird, wenn ich einmal für immer die 
Augen zumachen werde. (Ich bin 65 
Jahre und meine Tochter ist 41 Jahre 
alt.)

Meine Tochter leidet an Gleichge­
wichtsstörungen, die bekanntlich 
durch die Erkrankung des Kleinhirns 
verursacht werden. Sie leidet sehr 
unter dieser Krankheit und denkt oft 
an die Zeit zurück, als sie noch laufen 
und radfahren konnte und wir ge­
meinsam unseren Urlaub verlebten. 
Sie kann nicht damit fertig werden, 
daß sie jetzt im Rollstuhl gefahren 
werden muß.

Bisher hat sich um uns niemand 
gekümmert. Sie bekam vom Arzt ihre 
Rezepte für Medikamente ausge­
schrieben, und wenn ich mich alle 
paar Jahre mal für ein paarTage ent­
spannen wollte, wurde sie für diese 
Zeit in die Nervenklinik Uchtspringe 
eingewiesen, wo sie dann mit 15 bis 
20 Personen in einem Saal schlafen 
mußte, was sich sehr depremierend 
auf sie auswirkte. Das war die Betreu­
ung, die wir bisher erhielten.

Meine Tochter wurde stumpfsin­
nig. Sie zog sich in ihr Zimmer zu­
rück, sprach mit mir jahrelang kaum 
ein Wort und kam nurzum Essen und 
Schlafen aus ihrem Zimmer heraus. 
Ich habe des öfteren darüber mit ih­
rem behandelnden Arzt gesprochen, 
aber es gab keine Möglichkeit, uns zu 
helfen. Die einzige Hilfe bestand 

darin, daß sie immer wieder in die 
Nervenklinik Uchtspringe eingewie­
sen wurde. Der Kreislauf begann im­
mer wieder von vorn. Ich kannte ihre 
Krankheit. Es waren Depressionen, 
unter denen sie sehr litt, die aber im­
mer negiert wurden.

Erst seit der Bildung des Behinder­
tenverbandes und meiner aktiven 
Mitwirkung darin kann ich sagen, 
daß sich der Zustand meinerTochter 
verbessert hat. Sie zeigt wieder Inter­
esse an ihrer Umwelt und freut sich 
immer auf die Zusammenkünfte im 
Verband.

Wenn auch die Arbeit im Verband 
sehr schwer anläuft, weil auf diesem 
Gebiet noch keine Erfahrungen vor­
liegen, sehr viel improvisiert werden 
muß und keine finanziellen Mittel 
vorhanden sind, so versuchen wir 
doch, Abwechslung in das Leben der 
Behinderten zu bringen. Wir haben 
dazu auch Verbündete, die uns unter­
stützen. Z. B. können wir die Ge­
schützte Werkstatt nach Beendigung 
ihrer Arbeitszeit für unsere Zusam­
menkünfte nutzen. Hier finden wir 
alle Bedingungen vor, die Rollstuhl­
fahrer benötigen. Dafür sei ein be­
sonderes Dankeschön der Leiterin, 
Frau Gehn, gesagt.

Wenn sich auch jetzt eine Verbes­
serung der Arbeit mit den Behinder­
ten anbahnt, so stehen noch viele Be­
dürfnisse offen, die nicht unter den 
Tisch gekehrt werden dürfen. Die am 
schwersten Betroffenen sind ja in je­
dem Fall die Rollstuhlfahrer, die Alten
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und die Gehbehinderten. Aus meiner 
Arbeit im Verband kann ich sagen, 
daß hier noch vieles zu tun ist.

Hier nur ein Beispiel:
Bei der Besichtigung von Behin­

dertenwohnungen in einem Neu­
baugebiet von Stendal mußten wir 
feststellen, daß dort mehr als herzlos 
gearbeitet wurde. Die Wohnungen 
wurden zwar fertiggestellt und von 
Behinderten bezogen. Eine Rampe 
bzw. Auffahrt zu den Wohnungen 
wurde ebenfalls gebaut, aber die Au­
ßenmauer vom Balkon wurde nicht 
angebracht. Die Auffahrten und Bal­
kons sind Tummelplatz für Kinder 
und Jugendliche, so daß die Bewoh­
ner ihre Balkontüren und Fenster 
nicht öffnen können. Die Zufahrts­
straßen und Fußgängerwege sind 
noch nicht hergerichtet. Von den 
noch vorhandenen Baustraßen sind 
die Plattenelemente abgekippt, und 
einem Rollstuhlfahrer ist es nicht 
möglich, diese Behindertenwohnun­
gen ohne fremde Hilfe zu erreichen. 
Ein Rollstuhlfahrer, der an dieser 
Kontrolle ebenfalls teilnahm, kam 
ohne Hilfe nicht wieder auf die befe­
stigte Fahrbahn.

Es genügt also nicht, wenn die jetzt 
regierenden Parteien ein Lippenbe­
kenntnis für Behinderte und Alte ab­
geben, sondern man sollte endlich 
für diese Menschen ein offenes Herz 
haben und ihnen den Platz in der Ge­
sellschaft geben, der ihnen zusteht. 
Erst dann weiß ich, daß auch meine 
Tochter die Freiheit hat, als gleichbe­
rechtigter Mensch in dieser Gesell­
schaft zu leben. Ich stehe auf dem 

Standpunkt: so lange die erhoffte 
Freiheit für Behinderte und Alte nicht 
gegeben ist, ist die Gesellschaft un­
sozial.

Magdalena Krüger
Stendal

Es bleiben noch Wünsche 
offen
In den Aussprachen bei der Werbung 
für die STÜTZE brachten sowohl ge­
schädigte Bürger als auch deren An­
gehörige ihre Hochachtung gegen­
über der Redaktion, dem Verlag und 
Versand zum Ausdruck. Überein­
stimmend wurde die Meinung ver­
treten, daß die STÜTZE ein gutes 
und interessantes Informationsheft 
ist.

Doch es bleiben auch noch kleine 
Wünsche offen, die seitens der Re­
daktion noch besser berücksichtigt 
werden sollten:

1. Es werden noch mehr Veröffent­
lichungen von Gesetzen, die den be­
hinderten Bürger und seine Angehö­
rigen betreffen, gewünscht. Auch de­
ren Kommentierung durch Rechts­
vertreter.
2. Wenn Broschüren usw. angeboten 
werden, dann bitte auch darauf ein­
gehen, wann wo was erhältlich ist 
und was es kostet. (Nicht wie im Heft 
Nr. 13/90, S. 24, nur auf den Verlag in 
Freiburg verweisen.)
3. Bei Abkürzungen bitte wenigstens 
einmal das Wort im Zusammenhang 
schreiben oder Fußnote anbringen.
4. Essollteauch mehrauf die Zusam­
menarbeit zwischen Behinderten­
verband und anderen, wie DRK,



Volkssolidarität, Blinden- und Seh- 
schwachen-Verband usw., eingegan­
gen werden. Dabei auch auftretende 
Hemmnisse nennen. Wobei auch de­
ren Arbeit mit Behinderten darge­
stelltwerden sollte.
5. Wenn es nicht die Kraft der Kolle­
gen übersteigt, wünsche ich mir zum 
Jahresende,
- ein komplettes Anschriftenver­

zeichnis aller dem Dachverband 
angeschlossenen Verbände bzw. 
Gruppen und

- ein Stichwortregister über alle 
wichtigen Veröffentlichungen in 
der STÜTZE des ersten Jahr­
gangs.

Harry Hildebrand
Cottbus

Mobil machen
Liebe STÜTZE-Redaktion! Zunächst 
möchte ich Ihnen, auch im Namen 
vieler Bekannter, für Ihre ganz wich­
tige Arbeit recht herzlich danken und 
Ihnen für Ihre weitere Arbeit sehr viel 
Erfolg wünschen.

Die STÜTZE muß so lange heraus­
gegeben werden, wie es etwas über 
uns und von uns zu berichten gibt. 

Und damit müßte ein jeder von Ihnen 
eigentlich eine Lebensstellung ha­
ben.

Mich bewegen zwei Dinge schon 
lange. Zunächst denke ich daran, 
wie die STÜTZE Wohnungs­
tauschanzeigen in ihr Programm auf­
nehmen könnte. Vielleicht könnte 
bei entsprechenden Wohnungs­
tauschbedarf u. a. sogar später eine 
Tauschzentrale aufgebaut werden.

Außerdem denke ich daran, wie 
mit der STÜTZE landesweit eine Ak­
tion erfolgen könnte, in welcher der 
Versorgungsgrad mit Telefonan­
schlüssen behinderten Menschen 
bzw. pflegenden Angehörigen ermit­
telt werden kann.

Da ich selbst behindert bin und 
acht Jahre auf ein Telefon warten 
mußte, weiß ich, wie wichtig es ist, 
sich darum zu kümmern. Ich meine, 
wir sollten auch da mobil machen, 
um die Mobilität zu erhöhen.

Karin Schulz
Berlin

Anmerkung der Redaktion: Es ist 
gut, daß sich immer mehr auch Leser 
unserer STÜTZE Gedanken machen, 
wie wir uns gegenseitig helfen kön­
nen. Natürlich würden wir auch Woh-

WIR sind geradezu auf die Besorgnisse unserer Nachbarn ange­
wiesen. Falls wir in unserer Begeisterung und unserem Übermaß 
an Freude, die deutsche Einigung zu finden, über die Stränge 
schlagen, bitte ich geradezu unsere Nachbarn, auf uns einzure­
den, es nicht abermals zu überziehen.

(GÜNTER GRASS, Nachdenken über Deutschland, Bd. 1)



nungstauschinserate veröffentli­
chen. Allerdings muß man beden­
ken, daß unsere Zeitung ein sehr 
großes Verbreitungsgebiet hat, 
wahrscheinlich kann man diese 
Frage, wie auch die mit den Telefo­
nen, besser im jeweiligen Territo­
rium, also an Ort und Stelle, ganz in­
dividuell lösen.

Briefe an den 
Verbandspräsidenten
Als es vor Wochen für die Funktionäre 
vieler westdeutscher Behinderten­
verbände deutlich wurde, daß sich 
die Mehrzahl der Ossi-Behinderten 
nicht kaufen lassen, sondern nach ei­
nem eigenen Weg suchen, um ihre 
im vorigen Herbst erstrittene Selb­
ständigkeit zu behalten, da gab es so 
manche unsaubere Attacke. Eine war 
der offene Brief von Dr. Diether Bi­
schoff, dem Vorsitzenden der 
B. A. G. H. e. V. in Münster, der in sei­
ner Unverschämtheit genügend 
Stoff zu einer Beleidigungsklage ge­
liefert hätte. Aber der Präsident unse­
res Verbandes hatte auch zu dieser 
Zeit besseres zu tun ... Jetzt übergab 
er nachfolgende Schreiben unserer

Redaktion mit der Bemerkung „Bes­
ser als die Freunde der Basis kann ich 
es ja doch nicht tun. “

„Lieber Ilja, beiliegend übergeben 
wir Dir zur Kenntnisnahme unser 
Antwortschreiben auf das, was Herr 
Diether Bischoff uns am 4. Septem­
ber 1990 servierte. Wir haben diesen 
offenen Brief auch an die Behinder­
tenzeitschrift „Selbsthilfe" der BAGH 
gesandt. Fürden Fall, daß wir nicht in 
Deinem Sinne gehandelt haben, 
werden meine Mitglieder sicher kein 
Verständnis zeigen, denn wir suchen 
bisher vergeblich eine Stellung­
nahme von Dir dazu in der Presse. 
Derartige Schreiben, wie das von 
Herrn Bischoff, darf man doch nicht 
nur mit Nichtachtung strafen ..." 
Werter Herr Dr. Bischoff! Mit äußer­
stem Befremden haben wir Ihren 
Brief vom 4. September 1990 erhal­
ten. Mit Ihrer Drohung und Ihrer Auf­
fassung zur Behindertenarbeit kön­
nen wir überhaupt nicht konform ge­
hen.

Wir sind ein kleiner Verband zur 
Selbsthilfe auf ländlichem Gebiet. 
Was soll da eine Zersplitterung in be­
hindertenspezifische Verbände und

der Mündigkeit des Volkes anerkennt, darf nicht den vor­
mundschaftlichen Staat, auch nicht in Restbeständen, unter an­
deren Vorzeichen konservieren. Das Volk soll kraft Verfassung 
Subjekt der Politik werden und nicht in die Rolle des Objekts zu­
rückfallen.

(OTTO SCHILY, Nachdenken über Deutschland, Bd. 2)
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Gruppen, wie Sie es ausdrücklich 
verlangen. Das wäre das Dümmste, 
was man derzeitig überhaupt ma­
chen könnte. Hier gibt es nur eines, 
nämlich Zusammenarbeit aller Be­
hinderten und chronisch Kranken so­
wie deren Angehörigen und Freunde 
in einem Verband.

Da bereits der VdK mit teilweise 
sehr undemokratischen Methoden 
versucht, Mitglieder zu ziehen und 
aus machtpolitischen Gründen die 
Behinderten spaltet, sollte es der 
BAGH gut zu Gesicht stehen, auf sol­
che „unkollegialen" Methoden zu 
verzichten.

Oder wie ist es aufzufassen, daß 
Sie uns auffordern, am Kolloquium 
am 16. Oktober 1990 zum „Men­
schenwürdigen Wohnen" teilzuneh­
men und dort die BAGH zu vertreten, 
auch wenn wir nicht Ihrer Organisa­
tion beigetreten sind?

Sie als Jurist müßten es doch wis­
sen, daß ein derartiger Brief, so wie 
wir ihn von Ihnen erhalten haben, be­
reits als eine Form von Nötigung aus­
gelegt werden kann.

Mit dem Hinweis auf eine Spende 
vom März dieses Jahres, die als Wie­
dergutmachung der SED/PDS als 
einziger der Altparteien der DDR an 
den Behindertenverband der DDR 
zur Gründung erfolgte, versuchen 
Sie auch eine Ideologisierung der 
Behindertenpolitik vorzunehmen.

Sind das demokratische Mittel?
Und wo bleibt da die konstruktive 

Zusammenarbeit?
Als Delegierter des Klubs der Be­

hinderten zum Gründungskongreß 
des Behindertenverbands der DDR, 

an dem Ihr Kollege Österwitz als Ver­
treter der BAGH auftrat, muß ich 
mein Befremden zum Ausdruck brin­
gen, denn nur gegenseitige Achtung 
vor der Leistung des anderen und 
konstruktive Zusammenarbeit brin­
gen uns voran.

Auf dem Lande ist nur eins sinn­
voll, daß nur eine Behindertenverei­
nigung geschlossen und konstruktiv 
mit den Gemeinde- und Stadtverwal­
tungen sowie den Landratsämtern 
Zusammenarbeiten kann und gleich­
zeitig ohne Trennung nach Behinde­
rungsart und chronischer Erkran­
kung die Behinderten sich einander 
kennenlernen und gegenseitig hel­
fen und miteinander für gemein­
same Interessen eintreten können.

Die Verwaltungen und dieÄmterin 
den Landkreisen sowie die Wohl­
fahrtsverbände haben dann einen 
und sehr kompetenten Ansprech- 
partner, der die umfassende Breite 
der behinderungsgerechten Ausstat­
tungen und Ansprüche komplex be­
antworten und beraten kann. Auch 
für Zuwendungen kommt nur ein 
Verband oder Verein mit Ansprü­
chen, der dann geringere Unkosten 
hat, es existiert nur ein Vorstand.

Also, die Organisation auf dem 
Lande in einem Verband hat unüber­
sehbare Vorteile, davon sind wir 
überzeugt und werden auch weiter­
hin so Weiterarbeiten, wie es für die 
Behinderten und Geschädigten und 
ihre Angehörigen von Vorteil ist und 
wie ihre Interessen am besten vertre­
ten werden.

Nach Vorschriften haben wir 40 
Jahre gelebt! Von nun an bestimmen
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wir unser Leben selbst und mit 
Würde.

Klub der Behinderten e. V. - 
Kreisverband Hettstedt 

M. Hesse

★

Gern denke ich an die Tage des Grün­
dungskongresses des Verbandes 
Ostern in Berlin zurück, an dem ich 
gemeinsam mit meiner Frau teilneh­
men durfte. Es war schön, Sie auch 
einmal ganz persönlich kennenzuler­
nen, und vielleicht erinnern auch Sie 
sich noch an unser Gespräch. Inzwi­
schen haben auch wir unseren Ver­
band der Behinderten e. V. Eisenberg 
gegründet, verschiedene Arbeits­
gruppen bereichern unser Mitglieds­
leben. Vom Kreisvorstand des PDS 
wurde uns ein Raum zur Verfügung 
gestellt, den wir kostenlos nutzen 
können, wir brauchen weder Miete 
noch Energiekosten zu tragen. Das 
erleichtert unsere Arbeit wesentlich. 
Obwohl weder meine Frau noch ich 
Vorstandsmitglied sind, findet keine 
Veranstaltung ohne uns statt, wir 
fühlen uns für die Geschäftsstelle 
verantwortlich, meine Frau führt die 
Finanzen. Gleichzeitig organisieren 
wir thematische Sprechstunden für 
unsere Mitglieder zu allen gerade ak­
tuellen Fragen.

Eine gute Hilfe ist uns immer wie­
der die STÜTZE, und wir wünschen 
den Redakteuren, wie auch Ihnen 
ganz persönlich, viel Kraft und Ge­
sundheit für unsere gemeinsame Ar­
beit.

Horst Rondtke
Eisenberg

Wieder nur Versprechungen? 
Die Veränderungen in unserem Land 
sind gewaltig - doch bleiben für die 
Behinderten von diesen Veränderun­
gen nur einige „Spritzer" übrig. Die 
Diskriminierungen in der Gesell­
schaft und im Beruf können nicht 
plötzlich in „Wohlwollen" umgewan­
delt werden, doch scheint sich der 
Behinderte lediglich im Wahlkampf 
zu bewähren. Sicher, da werden viele 
Versprechungen gemacht. Doch 
sollte wenigstens ein Teil dieser Ver­
sprechungen in Realität umgewan­
deltwerden.

Die Abgeordneten bekommen 
recht wenige Behindertenprobleme 
zur Diskussion, und allein das Behin­
dertengesetz tut es nicht. Behörden 
und Betriebe betrachten dies sicher 
nur als notwendiges Anhängsel, und 
der tägliche „Kampf" des Behinder­
ten bleibt. Viele Probleme bringen 
die neuen Tarife der Handwerker und 
Dienstleistungsbetriebe mit sich, 
doch das Pflegegeld wurde noch 
nicht angehoben. Löhne, Renten, 
Diäten, Ausgleichszahlungen wur­
den erhöht, doch hier wird wieder 
gespart, und die größte Diskrepanz 
scheint es eben bei den Pflegegel­
dern zu geben.

Dieser Zustand ist nach unserer 
Meinung nicht tragbar, und wir for­
dern eine Aufbesserung dieser Zah­
lungen.

Im Namen der Rollstuhlsport­
gruppe

Hendrik Grützner
Rudolstadt

Liebe Freunde aus Rudolstadt, wir 
werden alles in unseren Kräfte ste-
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henden tun, damit auch diese Forde­
rung nicht unbeachtet bleibt. 
Schließlich haben wir uns einen Ver­
band geschaffen, den man schon 
jetzt weder überhören noch überse­
hen kann.

Die Redaktion

Endlich ABiD
Was wird aus unserem selbstge­
schaffenen Verband? Was wird aus 
dieser Gemeinschaft, die sich nach 
dem Herbst 1989 endlich gefunden 
und nach eigenen Willen - ohne An­
leitung von oben - organisiert hat? 
Diese Gedanken bewegten mich 
lange und schwer, sollten wir alles ei­
gene wieder aufgeben und in einen 
der vielen alten Verbände Unter­
schlupffinden? Mir fiel ein Stein vom 
Herzen, als ich im Heft 14/90 der 
STÜTZE las, daß unser junger Ver­
band in ganz Deutschland wirken will 
und sich deshalb in den Allgemeiner 
Behindertenverband in Deutschland 
e. V. „Für Selbstbestimmung und 
Würde" (ABiD) umbenennt. Sicher 
wird dieserWeg sehr schwer werden, 
ich weiß auch nicht, ob wir uns tat­
sächlich durchsetzen können, zumal 
es immer wieder von reicheren Ver­
bänden Bemühungen gibt, uns ein­
zukassieren. Dennoch, selbst wenn 
uns nicht alles gelingt, dann haben 
wir wenigstens den Versuch ge­
macht, selbständig zu sein, und ich 
glaube, schon das gibt jeden von uns 
Kraft und Zuversicht - und wer hat 
das nicht nötig?

Konrad Schneider
Gera

Schutzregelungen 
für Schwerbehinderte?
Ich bin als Schwerbehinderter in ei­
nem chemischen Großbetrieb des 
Kreises Merseburg beschäftigt.

Die Entwicklungskonzeption des 
Unternehmens sieht einen drasti­
schen Abbau des Personalbestandes 
vor. Bis zum 31. Oktober 1990 ist Kurz­
arbeit angeordnet worden; was 
kommt dann auf uns zu? In der 
Grundstoffindustrie sind typischer­
weise die meisten Behinderten in 
den Verwaltungen und produktions­
vorbereitenden Bereichen beschäf­
tigt. Und gerade diese Tätigkeitsfel­
der werden überdurchschnittlich 
personalreduziert.

Obwohl für die Schwerbehinder­
ten umfangreiche gesetzliche 
Schutzregelungen festgeschrieben 
wurden, sind Härtefälle bei der Fin­
dung von geeigneten Beschäfti­
gungsmöglichkeiten für die beson­
dere Gruppe der Schwerbehinder­
ten, gern. SchwbG, § 6(1) und (2), in 
absehbarer Zeit nicht mehr auszu­
schließen.

Zur Milderung der sozialen Härte­
fälle sollte der in § 6 bezeichnete Per­
sonenkreis eine vorgezogene Vor­
ruhestandsregelung, geschlechtsbe­
zogen ab 10 Jahre vor dem gesetzli­
chen Rentenbeginn, in Anspruch 
nehmen können. Diese Ausnahme­
regelung sollte bis Ende 1991 oder 
1992 befristet werden.

Ich bitte mein Anliegen aufzugrei­
fen und durch die zuständigen Aus­
schüsse bearbeiten zu lassen.

Walter Rotermund
Braunsbedra
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Ferien in Holland?
Mit großem Interesse und innerer 
Beteiligung habe ich in der STÜTZE 
Nr. 11/12 den Reisebericht „Aben­
teuer Niederlande" von Andrea 
Schatz gelesen. Die darin beschrie­
bene Ferienanlage für Menschen mit 
und ohne Behinderung in den Nie­
derlanden würde ich auch sehr gern 
kennenlernen. Ich bin durch mehrfa­
che Amputation schwerbehindert 
und hatte bis jetzt mit meiner Frau 
und unseren beiden Kindern noch 
kaum eine echte Reisemöglichkeit. 
Andererseits täte uns ein Urlaub mal 
richtig gut. Bitte teilen Sie uns doch 
die genaue Anschrift dieser Ferien­
anlage der „Het Zilveren Schor" mit.

Wolfgang Lübke
Wernigerode

Lieber Herr Lübke! Ich antworte Ih­
nen auf Ihren Brief öffentlich in der 
STÜTZE, da eventuell zu meinem 
Beitrag noch ähnliche Anfragen 
kommen werden. Sie glauben gar 
nicht, wie gut ich Sie verstehen kann! 
Bin ich doch auch ganz verzaubert 
von dieser Anlage, von Land und 
Leuten. Deshalb war natürlich mein 
erster Gedanke, ob diese wunder­
schöne Herberge nicht auch für ei­
nen Familienurlaub für Behinderte 
aus der - nunmehr ehemaligen - 
DDR nutzbar wäre. Mit Herrn Zee- 
man, dem Leiter des Objekts, habe 
ich darüber mehrmals gesprochen. 
Er ließ aber keinen Zweifel daran, 
daß Individualtouristik nicht in das 
Konzept dieses Objekts paßt. Dem 
Charakter nach ist es eine „Schule", 
in der ausschließlich Gruppen, z. B. 

Eltern behinderter Kinder, Behin­
derte, ihre Freunde und Helfer und 
andere interessierte Nichtbehinderte 
einander kennen- und verstehen ler­
nen können. Diese Gruppenprojekte 
in der „Het Zilveren Schor" werden 
direkt vom Niederländischen Königs­
haus unterstützt und auf Antrag stark 
subventioniert.

Es wäre aber beispielsweise mög­
lich, eine Gruppe aus Wernigerode 
oder dem Kreisgebiet zu interessie­
ren und gemeinsam zu reisen. Auf 
Anfragen werden der sehr enga­
gierte Leiter der Herberge und seine 
liebenswürdige Frau sicher gern zu 
allen anstehenden Fragen Antwort 
geben. Hier die genaue Adresse:

G. Zeemann - J. Eyck, 
Melenzicht 5,
Arnemuiden 4341.

Ich grüße Sie herzlich und wün­
sche Ihnen viel Erfolg!

Andrea Schatz

Werter Herr Franz!
Heute las ich in der Zeitschrift DIE 
STÜTZE Ihren Artikel über das Sport­
fest 90 in der Wuhlheide. Seit Dezem­
ber 1989 haben wir zu einer fast iden­
tischen Bewegung in Würzburg Kon­
takt. Der Motor des Familiensports 
für geistig behinderte Kinder und Ju­
gendliche ist Herr Prof. Kapustin. Ich 
teile Ihnen seine Adresse mit, denn 
dieser Mann arbeitet seit Jahren auf 
diesem Gebiet. In der Hoffnung, et­
was zur weiteren Entwicklung des
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Sportes für Behinderte beigesteuert 
zu haben, mit freundlichen Grüßen

Brigitte Böttger,
Fürsorgerin im 

Bezirkskrankenhaus Suhl

Hier die Adresse: Prof. Dr. Peter Ka­
pustin, Institut für Sportwissenschaft 
der Universität Würzburg, Jettenbüh­
leweg 11, 8700 Würzburg, 'Tel.
(03 31)7 10 51

Gemeinsam reisen
Bei einem Kongreß in Köln haben wir 
Ihre Zeitschrift DIE STÜTZE kennen­
gelernt und mit Interesse gelesen. 
Wir waren sehr beeindruckt über die 
Vielfalt der Themen, die in dieser 
Zeitschrift behandelt werden. Gerne 
möchten wir die Arbeit unseres Ver­
eins „Gemeinsam reisen mit Behin­
derten - Initiativgruppe Ulm e. V." Ih­
ren Lesern nahebringen.

Am 3. Mai 1989 wurde der Verein 
gegründet mit dem Ziel, für behin­
derte und nichtbehinderte Men­
schen gleichermaßen Urlaub und Er­
holung zu ermöglichen. Seitdem 
wurden schon mehrere Tagesaus­
flüge und Mehrtagesfahrten, z. B. 
nach Berlin, Rom, Paris, Helsinki, 
Dresden und Istanbul durchgeführt. 
Wie jeder weiß, sind behinderte 
Menschen in ihrer Mobilität weitge­
hend eingeschränkt. Rollstuhlfahrer 
können bei der Bahn oft nur im Ge­
päckwagen mitgenommen werden, 
und Reisen mit dem Bus sind für 
Schwerstbehinderte ebenso wie 
Gruppenreisen mit nichtbehinderten 
Menschen kaum möglich.

Reisen ist eine Möglichkeit, die 
Welt zu erleben. Wichtig ist dabei, daß 
die Reisen als reine Behindertenfahr­
ten gestaltet werden. Reisen mit 
Freunden und Verwandten, Reisen 
mit Nichtbehinderten zusammen - 
dies hat sich unser Verein zum Ziel ge­
setzt. Die o. g. Ausflüge und Mehrta­
gesfahrten wurden mit einem kom­
fortablen Fernreisebus durchgeführt, 
der als Besonderheit eine Hebe­
bühne besitzt, so daß Rollstuhlfahrer 
und Gehbehinderte ohne große 
Mühe in den Bus gelangen können. 
Dem Busunternehmer ist die Chan­
cengleichheit Behinderter auf Reisen 
ein persönliches Anliegen, deshalb 
planen und führen wir mit ihm in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit 
diese Reisen durch. Wir konnten z. B. 
auf einerTagesfahrt durchsetzen, daß 
in Vaduz/Liechtenstein eine rollstuhl­
gerechte Toilette gebaut wurde.

Ende 1989 haben wir zu Freunden 
und Bekannten in Dresden Kontakt 
aufgenommen und den Liftbus der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Behinderte 
und Nichtbehinderte aus Dresden 
und Umgebung haben mit diesem 
Bus bereits an mehreren Tagesfahr­
ten teilgenommen, die von Dresden 
aus nach Ulm, an den Bodensee und 
in die Alpen führten. Diese Fahrten 
fanden eine sehr große Resonanz, so 
daß wir bereits die ersten Mitglieder 
aus Dresden in unserem Verein be­
grüßen dürfen. Da die Arbeit des Ver­
eins dort sehr viel Anklang gefunden 
hat, haben wir in Frau Elke Mosch 
(Platz der Bauarbeiter 7, 8-10, Dres­
den 8038) eine Mitarbeiterin gefun­
den, die unsere Interessen in Dres­
den vertritt.
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Selbstverständlich können Sie sich 
auch direkt an uns wenden: Verein 
„Gemeinsam Reisen mit Behinder­
ten", Initiativgruppe Ulm e. V. Hein­
rich Prüller, Eichinger Weg 10/1, 7900 
Ulm,Tel.: 07 31/26 46 29

Ein Tag der Begegnungen
Am Sonnabend, dem 15. September 
1990, fand, rechtzeitig publiziert 
durch die Lokalpresse, im Weimarer 
Museum für Ur- und Frühgeschichte 
ein Informationstag für Behinderte 
statt. DieserTag wurde für viele Hun­
derte behinderte und nichtbehin­
derte Besucher ein voller Erfolg, gab 
es doch Informationen, Auskünfte 
und Anschauungsmaterial in Hülle 
und Fülle.

Beteiligt hatten sich vor allem die 
alteingesessene Orthopädiewerk­
statt und jetziges Sanitätshaus Hoch­
heim und einige Orthopädiefirmen 
und Rollstuhlfahrzeughersteller aus 
der BRD, der Behindertenverband, 
der Blinden- und Sehschwachenver­
band, das DRK, die Volkssolidarität, 
Vertreter des VdK aus Bayern, der 
DFD, Vertreter von Sprach- und Hör­
geschädigten, die Gesellschaft Mor­
bus Bechteref u. v. a. m.

An diesem Tag bekam jeder Besu­
cher einen tiefen Einblick in das Le­
ben von Behinderten, ihre Sorgen, 
ihre Probleme und die Hilfe, die sie 
brauchen. Die einzelnen Firmen zeig­
ten diverse unentbehrliche Hilfsmit­
tel. An Ort und Stelle konnte sich je­
der mit den jeweiligen Produkten 
vertraut machen. Aber auch Institu­
tionen, wie z. B. das Sozialamt, wa­
ren mit vielen Informationen und 

Merkblättern vertreten - zum Sozial­
und Arbeitsrecht, Kündigungs­
schutz, mit Auszügen aus dem Eini­
gungsvertrag, zum Problem Beschä­
digtenversorgung, Öffnungszeiten 
der Sozialämter usw.

Auch die Zeitschrift „DIE STÜTZE" 
nebst Bestellkarten lagen aus. Das 
DRK war mit einigen Sanitätskraftwa­
gen erschienen und warb für „Essen 
auf Rädern" und andere Aktivitäten.

In einem Film konnte man sich 
über die Betreuung behinderter 
Menschen in der BRD sowie über die 
bundesdeutsche Gesetzgebung in­
formieren. Basteleien von behinder­
ten Kindern und gemalte Bilder, In­
formationen zum Thema „Frauen 
und der § 218", Buch- und Broschü­
renverkauf und einige Stände für das 
leibliche Wohl vervollständigten 
diese Informations- und Angebots­
veranstaltung.

Man sollte den Organisatoren des 
Behindertenverbandes Weimar ein 
großes Lob aussprechen, vielmals 
danken und ihr Bemühen, diese für 
alle Beteiligten wertvollen Stunden 
zu wiederholen, volle Hilfe geben. 
Eine Veranstaltung, die allen genutzt 
hat.

Günter Weißenborn
Weimar

Liebe Irene Schneider 
aus Dessau
In der Nr. 14/90, S. 23, unseres Jour­
nals „DIE STÜTZE" habe ich Ihre Zu­
schrift gelesen und möchte Ihnen als 
Mensch mit lebenslanger Behinde­
rung darauf folgendes sagen, dabei 
aber nur für mich sprechen. Ich bin
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sehr froh, daß wir endlich einen Ver­
band haben und er die Möglichkeit 
hat, für die Betroffenen dieses Jour­
nals herauszubringen. Es bedarf 
nämlich großer finanzieller Unter­
stützung dazu. Ich jedenfalls warte 
stets gespannt auf jede neue Aus­
gabe, erfreue mich an jedem Erfolg, 
den unserVerband in der kurzen Zeit 
seines Bestehens erreichte, wenn 
man bedenkt, daß er zu einem sehr 
großen Teil aus Menschen mit Behin­
derungen besteht. „DIE STÜTZE" 
stützt mich durch die vielfältigen In­
formationen über neue Möglichkei­
ten, die unser Leben erleichtern, ja le­
benswerter gestalten. Mein Vor­

schlag für Sie ist deshalb, versuchen 
Sie Kontakt zu Menschen mit Behin­
derungen zu knüpfen. Sie werden da­
durch erfahren, welche vielfältigen 
Probleme wir haben, die bis Oktober 
1989 bewußt verschwiegen, ja ein­
fach als nicht vorhanden betrachtet 
wurden. Ich bin sicher, Sie gelangen 
zu einer anderen Ansicht. Mir ist „DIE 
STÜTZE" in ihrer einfachen Form 
wesentlich wichtiger, als die zur Zeit 
auf dem Markt unzähligen bunten 
Zeitschriften, die aber dafür vorwie­
gend niveaulosen Klatsch zum Inhalt 
haben. Es schmerzt zu wissen, wie 
viele Wälder dafür abgeholzt werden.

Johanna Fabian Berlin

Behindertengerechtes 
CAD-Zentrum Ilmenau
Am 20. August nahm in Ilmenau das 
„Schulungszentrum für Computer­
anwendungen" seine Tätigkeit auf. 
Insbesondere ist die Ausbildung 
auch für Behinderte geeignet, da die 
Bedienung eines Rechners eine gute 
Alternative für körperlich Schwerbe­
hinderte darstellt. Leider ist eine be­
hindertengerechte Übernachtung 
nur möglich, wenn für den Rollstuhl 
lediglich eineTürbreite von 70 cm be­
nötigt wird. Die Ausbildung selbst 
kann voll behindertengerecht gestal­
tetwerden.

Frau Dr. Bergmann-Pohl als 
Schirmherrin des Behindertenver- 
bandes haben wir das Projekt am 29. 
August zugestellt. Der Vizepräsident 
des Allgemeinen Behindertenver­

bandes in Deutschland (ABiD), Dr. 
Keller, ist Mitautor des Anliegens. Mit 
Herrn Vacin (VdK Hessen) wurde die­
ses Projekt als gemeinsame Aufgabe 
von Behindertenverband (Landes­
verband Thüringen, Kreisverband Il­
menau) abgesprochen. Für Rück­
sprachen stehe ich gern zur Verfü­
gung, ebenfalls Dr. Keller.

Das Projekt beinhaltet drei wesent­
liche Schwerpunkte:

1. CAD-Fortbildungs- und Um­
schulungszentrum für Maßnahmen 
des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG) und betrieblicher Weiterbil­
dungsveranstaltungen
2. CAD-Fortbildungs- und Umschu­
lungszentrum für Behinderte, gekop­
pelt mit einem Forschungszentrum
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für behindertengerechte Gestaltung 
von Computerarbeitsplätzen
3. CAD-Dienstleistungsbereich.

Neben dem vollständigen Aufga­
benprofil eines CAD-Fortbildungs- 
und Umschulungszentrums verfolgt 
dieses Projekt zwei Besonderheiten 
als Zielstellung, die es in seiner Kom­
plexität als besonders attraktiv er­
scheinen lassen:
- Förderung von körperlich, auch 

Schwerbehinderten Arbeitneh­
mern

- Übernahme und Vermittlung auch 
behinderter Arbeitnehmer in den 
CAD-Dienstleistungsbereich.
Organisatorisch besteht das Pro­

jekt aus dem Schulungszentrum, 
dem Forschungszentrum, den CAD- 
Dienstleistungsbereich und dem 
Dienstleistungstrakt (Übernachtun­
gen, Verpflegung).

Damit besteht ein Fortbildungsan­
gebot an behinderte Arbeitnehmer 
bei Sicherung der behindertenge­
rechten Unterbringung und Weiter­
bildung. In Kooperation mit der TH 
Ilmenau können Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten zur behinder­
tengerechten Gestaltung von Daten­
verarbeitungs- und Kommunika­
tionstechnik durchgeführt werden.

Der CAD-Dienstleistungsbereich 
erwartet eine langfristig stabile Auf­
tragslage bei CAD-Dokumentations- 
leistungen. Der Aufbau dieses Berei­
ches ist mit Absolventen des eigenen 
Schulungszentrums (ca. 15) geplant, 
und es sollen ebenfalls Absolventen 
an die betreffenden Auftraggeber 
vermittelt werden. Hierbei wird ein 
über dem gesetzlich vorgeschriebe­
nem Satz von Behinderten bei der 

Bereitstellung von Arbeitsplätzen lie­
gendes Ergebnis erreicht werden.

Mit Unterstützung des VdK Hessen 
und dem Behindertenverband soll 
zur Fortbildung und Umschulung Be­
hinderter auf den oben genannten 
Gebieten ein Pilotprojekt für das 
künftige Bundesland Thüringen ent­
stehen. Beide Gremien sagten bei 
Absprachen ihre Unterstützung zu.

Der Umgang mit dem Computer 
stellt kein unüberwindliches Hinder­
nis dar, insbesondere bei fachge­
rechter Anleitung von bereits erfah­
renen Anwendern.

Das „Schulungszentrum für Com­
puteranwendungen" Ilmenau an der 
Technischen Hochschule, Am Ehren­
berg, Helmholtzbau, Zi. 1534, bietet 
Kurse für Anfänger ohne Kenntnisse 
am Computer und Fortgeschrittene, 
speziell auch Lehrgänge für „Com­
putergestütztes Konstruieren". Die 
Dauer der Lehrgänge beträgt bei 
CAD fünf Wochen. Alle Kurse können 
flexibel gestaltet werden, auch die 
Wochenenden sind möglich.

Das „Schulungszentrum für Com­
puteranwendungen" befindet sich in 
einem modern ausgestatteten und 
klimatisierten Raum mit acht Statio­
nen (PC Compaq 386/20 mit je zwei 
grafischen Terminals). Betreut wer­
den Sie von Hochschulabsolventen

Das vorletzte Wort
Solange die Kinder klein sind, 
gib ihnen tiefe Wurzeln;
wenn sie älter geworden sind, 
gib ihnen Flügel. (indisch)
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der TH Ilmenau mit mehrjähriger Er­
fahrung in der Lehre und der Arbeit 
an modernen Rechnersystemen. Die 
Beratung erfolgt durch promovierte 
und habilitierte Wissenschaftler der 
Informationstechnik und Geräte­
technik.

Auch nach Abschluß eines Kurses 
sind wir offen für eine weitere Bera­
tung in Fragen der Software, Hard­
ware und Vernetzung. Nach einer 
Voranmeldung von etwa zwei Wo­
chen kann der Lehrgang auch für Be­
hinderte eingerichtet werden. Das 
beinhaltet folgende Serviceleistun­
gen:
- Zugang und sanitäre Anlagen sind 

auch für Rollstuhlfahrer geeignet
- bei schwerer Körperbehinderung 

wird der Kurs mit wenigen Teilneh­
mern und nurso viele Stunden am 
Tag durchgeführt, wie es der Ge­
sundheitszustand erlaubt

- für einen Teil der Kursteilnehmer 
kann eine behindertengerechte 
Unterbringung ermöglicht werden 
(200 m zum Schulungsraum) 
70 cm Tür!

- Vollverpflegung wird gesichert, bei 
Bedarf wird der Transport gesi­
chert.
Anfragen an: Arbeitsamt Suhl, 

Kreisverband der Behinderten 
Ilmenau, Bahnhofstr. 9a, Tel.: Ilm. 
28 12 App. 25, Dienstag von 14.00 bis 
17.30 Uhr; Dr. L. Helm, 6300 Ilmenau, 
Helmholtzring 2a, Tel.: 41 18 und 
7 45 74.

Lothar Helm
★

„MIT DEM MUNDE GEMALT" heißt 
es vom 26. Oktober bis 26. November 

1990 in der Freizeitstätte der Fürst- 
Donnersmarck-Stiftung, Schäde- 
straße 9-13, 1000 Berlin-Zehlendorf. 
Eröffnet wird die Ausstellung des 
jungen Mundmalers Thomas Kahlau 
am 26. Oktober um 11 Uhr im Beisein 
des Künstlers und seiner Eltern. 
(Über den begabten jungen Maler 
berichtete die STÜTZE im Heft 13/90).

★

EINE PRAXIS für Physiotherapie rich­
tete Helmuth Krause, Fachphysiothe­
rapeut, in der Hans-Otto-Str. 11, Ber­
lin 1055, ein. Telefonische Anmeldun­
gen über: 4 36 80 52. Hier etwas aus 
der breiten Palette der Behandlungs­
möglichkeiten: Elektrotherapie, So- 
notherapie in der Kombination mit 
Elektrotherapie, Wärmetherapie, Ul­
traschall, Massagen aller Art, Aero­
soltherapie, Krankengymnastik usw.

★

BEHINDERTE Frauen - eine gesell­
schaftlich wenig beachtete Minder­
heit. Über dieses Thema schrieb RE- 
HAB-report im Nachrichten-Magazin 
Heft 8/9 und stellt darin u. a.fest, daß 
17 Millionen Frauen in der EG davon 
betroffen sind.

★

DER STADTRAT für Soziales, Wolf­
gang Sparing, weist auf die Möglich­
keit für Ostberliner Behinderte hin, 
kostenlose Kupons fürTaxifahrten zu 
erwerben. Ausgegeben werden Gut­
scheine durch die Rehabilitations­
zentren der Stadtbezirke an Roll­
stuhlfahrer, Schwerst-Gehbehin- 
derte und alleinstehende Blinde, wo-
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bei die Bürger als Schwerstgeschä­
digte der Stufe IV anerkannt und im 
Besitz eines entsprechenden Aus­
weises sein müssen. Damit soll diese 
Personengruppe, die öffentliche Ver­
kehrsmittel vielfach aufgrund der un­
zweckmäßigen Fahrzeugkonstruk­
tion meiden muß, finanziell unter­
stütztwerden.

Für jedes Quartal erhalten die Be­
rechtigten 22 Gutscheine im Wert 
von jeweils 5 DM. Insgesamt stehen 
dafür 1990 aus kommunalen Mitteln 
2,1 Millionen DM zur Verfügung. Bis­
her machten 2 800 Ostberliner Be­
hinderte von dieser Möglichkeit Ge­
brauch.

Anmerkung der Red.: Eine gute 
Sache-allerdings nur, wenn man sie 
als kleinen Anfang betrachtet, denn 
natürlich sind die 22 Gutscheine bei 
den jetzigen Taxi preisen nur ein Trop­
fen auf einen heißen Stein.

★

GEGRÜNDET wurde am 29. Septem­
ber 1990 in Potsdam der Landesver­
band Brandenburg der Deutschen 
Multiple Sklerose Gesellschaft. Die 
DMSG betreut, berät und begleitet 
mit haupt- und ehrenamtlichen Mit­
arbeitern die MS-Betroffenen. Für 
alle Interessierten, Freunde und Gön­
ner erteilt weitere Auskünfte: Dr. Pe­
ter Meier, Phöbener Str. 1, Töplitz 
1501, Telefon 3 39

★

MIT DER VOLKSSOLIDARITÄT ge­
meinsam veranstalteten die Mitglie­
der des Dresdner Behindertenver­

bandes am 1. September einen Trö­
delmarkt auf dem Fucik-Platz. Der 
Veranstalter, Herr Manfred Bogner 
aus Nürnberg, erließ unseren beiden 
Verbänden die Standgebühren. 
Nachdem er Sinn und Zweck unserer 
Verbandsarbeit kennen gelernt hatte, 
versprach er auch für weitere Aktio­
nen seine Unterstützung.

★

SEGELN ist ein Sport, an dem auch 
Behinderte viel Freude haben kön­
nen. Ein erfolgreiches Konzept dazu 
hat z. B. das Diakonische Werk 
Rendsburg. Angeboten wird u. a. 
eine 7tägige Reise auf der Ostsee für 
Jugendgruppen (12 Personen) mit 
Betreuer. Teilnehmen können auch 
Rollstuhlfahrer. Nähere Informatio­
nen dazu erteilt: Dr. Gabriela Gün­
ther, Neubramowstr. 23, Rostock 1 - 
2500.

★

HOSEN für behinderte Kinder, Größe 
122 bis 170, fertigt auf Wunsch die 
PGH „Neue Linie", August-Bebel-Str. 
12, Bernau 1280, an. Telefonische 
Rücksprache 58 91.

Das letzte Wort
Was wir uns heute einbrocken, 
werden wir morgen auslöffeln.
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